
 Eidgenössisches Finanzdepartement EFD   

 

1 
 

Liste der Massahmen in der Vernehmlassung zur Änderung des Bankengesetzes und zur Änderung der Liquiditätsverord-

nung 

 

1. Corporate Governance und Vergütungen 

Massnahme  Beschrieb Ziel Geltungsbereich Anwendung Schätzung der Kosten pro 
Institut 

Verantwortlich-
keitsregime 

Betroffene Banken müssen die 
Verantwortlichkeiten der obers-
ten Führungspersonen bestim-
men, zuordnen und dokumen-
tieren. Die Personen müssen 
eine Verantwortlichkeitserklä-
rung unterzeichnen. 

Geklärte Governance-Struktu-
ren. Einfacherer Zugriff bei 
Verstössen. Prävention.  

SIBs, weitere Ban-
ken ab 250 Voll-
zeitäquivalenten 

Laufender 
Betrieb 

SIBs  

Initialkosten: 1,1 – 8 Mio. 

CHF 

Wiederkehrende Kosten: 1 – 

3 Mio. CHF jährlich 

 

Weitere Banken mit erhöh-

ter Komplexität  

Initialkosten: 

tiefer fünfstelliger Betrag – 3 

Mio. CHF 

Wiederkehrende Kosten: 

tiefer fünfstelliger Betrag – 3 
Mio. CHF jährlich 

Sorgfaltspflicht Die Sorgfaltspflicht legt einen 
Verhaltensmassstab für die Ge-
währspersonen fest. Pflichtver-
letzungen sollen geahndet wer-
den. 

Unterstützung des Verantwort-
lichkeitsregimes und Förderung 
einer guten Unternehmenskul-
tur. 

Alle Banken Laufender 
Betrieb 
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Ausgestaltung 
Vergütungen 
(Grundsätze) 

Vergütungssysteme und Vergü-
tungen müssen auf einfachen 
und objektiven Kriterien basie-
ren, dokumentiert sein, durch 
den langfristigen wirtschaftli-
chen Erfolg gedeckt und risiko-
orientiert sein. Sie dürfen zu kei-
nen Interessenkonflikten führen.  

Vergütungssysteme sind mit 
den gesetzlich verankerten Prin-
zipien im Einklang und setzen 
richtige Anreize. 

Alle Banken  Laufender 
Betrieb 

SIBs  

Initialkosten: 0 – 3,5 Mio. 

CHF 

Wiederkehrende Kosten: 0 – 

1 Mio. CHF 

 

Übrige Banken  

Initialkosten: 0 – 1 Mio. CHF 

Wiederkehrende Kosten: 0 – 
200 000 CHF jährlich 

Variable Ver-
gütungen 
(insb. Malus 
und 
Clawbacks) 

Die Auszahlung variabler Ver-
gütungen (oder eines Teils der 
Vergütungen) von obersten 
Führungspersonen müssen teil-
weise zeitlich aufgeschoben 
sein. Diese Vergütungskompo-
nente ist an die künftige Erfolgs- 
und Risikoentwicklung zu bin-
den. Bei Regelverstössen sind 
diese Vergütungsbestandteile 
zu streichen, zu kürzen oder zu-
rückzufordern.  

Keine variablen Vergütungen 
bei Regelverstössen oder sehr 
schlechtem langfristigen Erfolg 
des Instituts. Richtige Anreize 
setzen. 

SIBs Laufender 
Betrieb/Krise 

Anforderungen 
an Corporate 
Governance  

Bestehende Vorgaben zur Cor-
porate Governance werden mo-
dernisiert und auf die angemes-
sene Normstufe (Gesetz, Ver-
ordnung, Rundschreiben) ge-
bracht. Proportionale Ausgestal-
tung.  

Stärkung der bereits bestehen-
den rechtlichen Grundlagen zu 
den Anforderungen an die 
Governance einer Bank.  

Alle Banken Laufender 
Betrieb 

(keine zusätzlichen Kosten, 
da keine neuen materiellen 
Anforderungen vorgesehen 
sind) 
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2. Aufsicht 

Massnahme  Beschrieb Ziel Geltungsbereich Anwendung Schätzung der Kosten pro 
Institut 

Neue  

Aufsichtsin-
strumente 

Konsequente öffentliche Infor-
mation über abgeschlossene 
Verfahren 

Prävention und Transparenz für 
funktionierende Märkte 

Finanzinstitute Verstoss  

gegen  

Aufsichts-
recht 

Grundsätzlich keine höheren 
Kosten. Es entstehen ledig-
lich Kosten (Zwangsgeld und 
pekuniäre Verwaltungssankti-
onen) bei Verstössen gegen 
Aufsichtsrecht. 

Bussen gegen Institute (bis zu 
10% des jährlichen Betriebser-
trags) 

Prävention und Transparenz für 
funktionierende Märkte 

Vergleiche Beschleunigung der Umsetzung 
von Massnahmen oder von Ver-
fahren und Förderung der Zu-
sammenarbeit mit der FINMA  

Zwangsgeld Sicherstellung und Beschleuni-
gung der Umsetzung von Mass-
nahmen oder von Verfahren  

Erweiterung der Auskunfts- und 
Meldepflicht 

Schaffung einer sicheren 
Rechtsgrundlage für die Aus-
kunftspflicht und Schutz der 
Auskunftspflichtigen gegen 
Selbstbelastung hinsichtlich all-
fälliger Strafverfahren  

Verschärfte Sanktionen im Wi-
derholungsfall und bei Verlet-
zung betriebsinterner Regelun-
gen (Berufs- und Tätigkeitsver-
bot) und Möglichkeit der Ge-
winneinziehung bei einem grös-
seren Kreis von Bankmitarbei-
tenden. 

Prävention durch zielgerichte-
tere Durchsetzung und Sanktio-
nierung  
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Frühinterven-
tionen 

Dreistufiges Modell mit zeitlich 
differenzierten Interventions-
möglichkeiten für die FINMA: 
Eingriffe in der laufenden Auf-
sicht im Zusammenhang mit der 
angemessenen Organisation der 
Bank (z. B. Anordnung der Ein-
schränkung der Geschäftstätig-
keit der Bank), in einer Situation 
mit erhöhten Risiken (z. B. An-
ordnung der Umsetzung von 
Massnahmen des Stabilisie-
rungsplans bei SIBs) sowie bei 
Insolvenzgefahr (z. B. Schlies-
sung der Bank). 

Zum Schutz der Kundinnen und 
Kunden soll eine absehbare 
Schieflage eines Instituts so früh 
wie möglich verhindert werden. 
Ausreichende gesetzliche 
Grundlage für konkrete Mass-
nahmen der FINMA.  

Alle Banken Laufender 
Betrieb/Krise 

Grundsätzlich keine höheren 
Kosten. Durch frühzeitige In-
tervention können später hö-
here Kosten vermieden wer-
den. 

Verkürzung 
der Verfah-
rensdauer  

Beschwerden gegen bestimmte 
FINMA-Verfügungen sollen 
keine aufschiebende Wirkung 
haben.  

Beschleunigung der Umsetzung 
von bestimmten angeordneten 
Massnahmen  

Alle Banken Laufender 
Betrieb/Krise 

Grundsätzlich keine höheren 
Kosten. 

Erleichterung 
Eigenmittel- 
und Liquidi-
tätsvorschrif-
ten 

Allfällige Erleichterungen müs-
sen neu veröffentlicht und zeit-
lich begrenzt, bereits beste-
hende veröffentlicht und regel-
mässig überprüft werden. 

Einschränkung von Erleichterun-
gen, Markttransparenz  

SIBs Laufender 
Betrieb 
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Prüfwesen Die FINMA soll bei Banken vor-
behaltlos eigene Vor-Ort-Kon-
trollen durchführen können. Auf-
sichtsrechtliche Prüfgesellschaf-
ten sollen bei einem Institut 
keine anderweitigen Dienstleis-
tungen erbringen dürfen. Die 
FINMA soll die Bestellung einer 
aufsichtsrechtlichen Prüfgesell-
schaft in begründeten Fällen 
verbieten können. Prüfmandate 
werden auf max. 14 Jahre be-
schränkt und leitende Prüferin-
nen und Prüfer sollen im Finanz-
markt keine weiteren Tätigkeiten 
wahrnehmen dürfen.  

Prüfwesen und Unabhängigkeit 
der Prüfgesellschaften stärken  

Finanzinstitute  Laufender 
Betrieb 

SIBs (lediglich Schätzung 

durch eine SIB) 

Initialkosten: 27 000 CHF 

Wiederkehrende Kosten: 2 

Mio. CHF jährlich 

 

Übrige Banken 

Initialkosten: 0 – 45 000 CHF 

Wiederkehrende Kosten: 0 – 

750 000 CHF jährlich 

 

Vermögensverwalter 

Initialkosten: 5000 – 472 000 

CHF 

Wiederkehrende Kosten: 0 – 

301 000 CHF jährlich 

 

Finanzmarktinfrastruktur 

und Versicherer (je eine 

Schätzung) 

Initialkosten: 40 000 – 167 

000 CHF 

Wiederkehrende Kosten: 
6000 – 57 000 CHF jährlich 

 

 

Geschäfte von 
grosser Trag-
weite 

Die Definition solcher Geschäfte 
bleibt gleich, wird aber auf Ge-
setzesstufe festgelegt.  

Erhöht die Rechtssicherheit bei 
solchen Entscheiden  

FINMA Laufender 
Betrieb 
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Vollzug Die FINMA soll bei unzweck-
mässigem oder widersprüchli-
chem Vollzug für gewisse Tätig-
keiten sog. No-Action-Letters 
ausstellen dürfen.  

Erhöhen der Rechtssicherheit 
und Wirksamkeit des Ressour-
ceneinsatzes hinsichtlich der 
Ziele der Finanzmarktaufsicht  

Finanzinstitute Laufender 
Betrieb 

 

 

3. Liquiditätssicherung in der Krise  

Massnahme  Beschrieb Ziel Geltungsbereich Anwendung Schätzung der Kosten pro 
Institut 

Liquiditätsun-
terstützung 
durch Zentral-
banken 

Bekanntgabe bei Liquiditätsun-
terstützung durch eine Zentral-
bank kann aufgeschoben wer-
den. Die Übertragung von Kre-
ditforderungen oder Bestellung 
von anderweitigen Sicherheiten 
als Sicherheiten für eine Liquidi-
tätsunterstützung der SNB wird 
erleichtert. In der LiqV sollen 
Vorbereitungsanforderungen für 
den Bezug von Liquiditätsunter-
stützung bei Zentralbanken ein-
geführt werden. 

Reduktion eines Stigmas im 
Markt aufgrund von Liquiditäts-
unterstützung. Verbesserung 
des Bezugs von Liquiditätsunter-
stützung der SNB. Verbesse-
rung der Vorbereitung eines be-
sicherten Liquiditätsbezugs bei 
Zentralbanken. 

Alle Banken Laufender 
Betrieb/ Krise 

Keine höheren Kosten (viel-
mehr Kosteneinsparungen) 
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4. Stabilisierung und Abwicklung  

Massnahme  Beschrieb Ziel Geltungsbereich Anwendung Schätzung der Kosten pro 
Institut 

Stabilisie-
rungs- und Ab-
wicklungspla-
nung  

Die Anforderungen für Stabili-
sierungs- und die Abwicklungs-
pläne werden präzisiert und er-
höht.  

Verbesserung der Vorbereitung 
einer Stabilisierung und einer 
Abwicklung.  

SIBs Laufender 
Betrieb 

Geringfügige, kaum schätz-
bare höhere Kosten 

Abwicklungs-
verfahren 

Die rechtlichen Rahmenbedin-
gungen einer Abwicklung (bis 
anhin «Sanierung») werden 
weiter geschärft. Dazu gehört 
die verbesserte Umsetzbarkeit 
unterschiedlicher Abwicklungs-
strategien sowie die Anwend-
barkeit der Abwicklungsinstru-
mente in allen Abwicklungsstra-
tegien. 

Verbesserung der Durchführbar-
keit und Erhöhung der Rechtssi-
cherheit des Abwicklungsverfah-
rens. 

Alle Banken Abwicklung 
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5. Zusammenarbeit der Behörden 

Massnahme  Beschrieb Ziel Geltungsbereich Anwendung Schätzung der Kosten pro 
Institut 

Zusammenar-
beit der Behör-
den in der 
Krise 

Die Zusammenarbeit der Be-
hörden wird gesetzlich geregelt 
und institutionalisiert, ohne in 
die Mandate der Behörden ein-
zugreifen. Dafür wird der Fi-
nanzstabilitätsrat (vormals Len-
kungsgremium) und der Fi-
nanzstabilitätsausschuss (vor-
mals Ausschuss Finanzkrisen) 
geschaffen. Die Mitglieder ha-
ben Zusammenarbeits-, Infor-
mations- und Konsultations-
pflichten. Inhaltlich wird mehr 
Gewicht auf die Krisenpräven-
tion gelegt, z.B. durch die 
Durchführung von Krisenübun-
gen.  

Verbesserung der Vorbereitung 
auf Krisen, schafft Rechtssicher-
heit, Berechenbarkeit und 
Transparenz zwischen den Be-
hörden  

FINMA, SNB und 
EFD  

Laufender 
Betrieb/Krise 

 

Zusammenar-
beitsvereinba-
rung 

Eine solche Vereinbarung 
wurde 2025 abgeschlossen.  

Zusammenarbeit und Informati-
onsaustausch zwischen der 
FINMA und der RAB besser ko-
ordinieren. 

FINMA und RAB Laufender 
Betrieb 
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6. Weitere  

Massnahme  Beschrieb Ziel Geltungsbereich Anwendung Schätzung der Kosten pro 
Institut 

Evaluation 
TBTF 

Die wiederkehrende Beurtei-
lung der TBTF-Regulierung 
durch den Bundesrat zuhanden 
des Parlaments wird inhaltlich 
strategischer ausgerichtet und 
vom Zwei- auf einen Vierjahres-
rhythmus erhöht. Die FINMA 
berichtet jährlich an die Bun-
desversammlung zur prakti-
schen Umsetzung der TBTF-
Regulierung. 

Umfassende Information des 
Parlaments, damit dieses seine 
Oberaufsichtsfunktion über die 
FINMA wahrnehmen kann.  

Bundesrat und 
FINMA 

Laufender 
Betrieb 

 

Einlegerschutz Vorsorgeguthaben werden neu 
privilegiert und nach den gesi-
cherten Einlagen sofort ausbe-
zahlt (Umsetzung Motion Hegg-
lin; 23.3604).  

Rascherer Zugriff auf Vorsorge-
gelder als bisher.  

Alle Banken Abwicklung Keine höheren Kosten 

Ausnahme 
Verrechnungs-
steuer 

Auf Zinsen von TBTF-Instru-
menten soll unbefristet keine 
Verrechnungssteuer erhoben 
werden. Bisher war Ausnahme 
befristet. 

Erleichterung der Ausgabe von 
TBTF-Instrumenten, die im Kri-
senfall eingesetzt werden kön-
nen. Inländischer Markt wäre zu 
klein für das Angebot und die Ri-
sikodiversifikation. 

Alle Banken Laufender 
Betrieb 

Keine höheren Kosten 

 


